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Mehr Geld für die zweite Säule

Foto: imago images/Xinhua

Die Europäische Kommission will für die zweite Säule der künftigen Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) deutlich mehr Geld zur Verfügung stellen. Mit dem neuen Vorschlag für
den Wiederaufbaufonds, der dem Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) von 2021 bis 2027
angegliedert wird, soll die finanzielle Ausstattung der zweiten Säule im Vergleich zu den
Plänen aus dem Jahr 2018 um 15 Mrd. € aufgestockt werden. Als Grundlage gilt das
Preisniveau von 2018. Konkret soll dieser Betrag für die im Rahmen des Green Deal
erforderlichen Strukturänderungen und die „ambitionierten Ziele“ im Einklang mit der
Farm-to-Fork-Strategie und der Biodiversitätsstrategie verwendet werden, heißt es in der
Bekanntmachung der Brüsseler Behörde. Des Weiteren soll es zur „Stärkung der
Resilienz“ des Agrar- und Lebensmittelsektors und des Fischereisektors sowie zur
Schaffung der notwendigen Flexibilität im Hinblick auf die Krisenbewältigung zusätzliche
Mittel in Höhe von 4 Mrd. € für die erste Säule der GAP geben. Insgesamt plant Brüssel für
den kommenden Siebenjahreszeitraum einen Gesamthaushalt in Höhe von 1 850 Mrd. €.
Der Vorschlag von 2018 hatte dagegen finanzielle Verpflichtungen von lediglich 1 135
Mrd. € vorgesehen. Ein großer Teil der Mittel des Wiederaufbaufonds von rund 750 Mrd. €
soll allerdings bereits in den ersten Jahren des nächsten MFR zum Einsatz kommen. 

Finanziert werden soll die Erhöhung durch eine Anhebung der Eigenmittel auf
„vorübergehend“ 2,0 % des Bruttonationaleinkommens (BNE) in der EU. Diese Anhebung
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komme zu der ständigen Eigenmittelobergrenze von 1,4 % des BNE hinzu, die aufgrund
von wirtschaftlichen Unwägbarkeiten und Brexit vorgeschlagen worden sei, so die
Kommission. Damit könne man die „hohe Bonität“ der EU-Behörde nutzen, um die
zusätzlichen 750 Mrd. € des Wiederaufbaufonds an den Finanzmärkten aufzunehmen.
Diese Gelder sollen über diverse EU-Programme bereitgestellt werden. Die Rückzahlung
wird nach Angaben der Kommission über einen „langen Zeitraum“ in künftigen EU-
Haushalten erfolgen – „nicht vor 2028 und nicht nach 2058“, heißt es dazu. AgE
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